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Sachsen-Anhalt 

Wolfgang Böhmer 
bestätigt 

Sachsen-Anhalt wird erst- 
mals von CDU und SPD ge- 
meinsam regiert. Auf sei- 
ner konstituierenden Sit- 
zung wählte der Magde- 

burger Landtag Wolfgang 
°Öhmer erneut zum Minis- 
terpräsidenten. 

Nach  seiner Wiederwahl 
nannte Wolfgang Böhmer als 

Hauptschwerpunkte der Ar- 
beit der neuen Regierung die 
Schaffung von Arbeitsplätzen 
und die wirtschaftliche Ent- 
wicklung. Trotz des Wechsels 
des Koalitionspartners werde 

es „eine faire und sachliche 
Arbeit im Parlament geben", 
kündigte der alte und neue 
Ministerpräsident an. 
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Sachsen-Anhalt 

DIE REGIERUNGSMANNSCHAFT DER CDU SACHSEN-ANHALT 

Minister für Wirtschaft und Arbeit: Reiner Haseloff 

Minister für Landesentwicklung und Verkehr: Karl-Heinz Daehre 

Ministerin für Landwirtschaft und Umwelt: Petra Wernicke 

Kultusminister: Jan-Hendrik Olbertz (parteilos) 

Chef der Staatskanzlei: Staatsminister Rainer Robra 

Ziel sei eine Politik, die Lö- 
sungen für die Menschen in 
Sachsen-Anhalt bringe. 

In der neuen Landesregie- 
rung besetzen CDU und SPD 
je vier Fachressorts. Die Zahl 
der Ministerien bleibt damit 
bei acht. Stellvertretender 

Ministerpräsident und neuer 
Finanzminister ist der SPD- 
Spitzenkandidat Jens Buller- 

jahn. 
Auf dem 16. außeror- 

dentlichen Landesparteitag 
der CDU in Aschersleben 
hatten zuvor 89 Prozent der 
172 Delegierten für den 60 
Seiten umfassenden Koaliti- 
onsvertrag von CDU und 

SPD gestimmt. Der Landes- 
vorsitzende Thomas Webel 
wertete das Ergebnis als kri- 

IMPRESSUM 

tische Zustimmung zu den 
ausgehandelten Ergebnis- 

sen. „Der Kompromiss zur 
Einheitsgemeinde und die 
Ressortverteilung zwischen 
SPD und CDU werden von 
vielen Mitgliedern unserer 

Partei nur mit lautem Zähne- 
knirschen akzeptiert. Den- 
noch trägt der Koalitionsver- 
trag deutlich die Handschrift 

der CDU. Wir haben uns in 
den meisten inhaltlichen 
Punkten gegenüber der SPD 
klar durchgesetzt, so dass wir 
den 2002 eingeschlagenen 
Kurs für mehr Arbeit und 
Wachstum für Sachsen-An- 
halt fortführen können." Der 
CDU-Landesvorstand hatte 

bereits zuvor einstimmig be- 
schlossen,   den   Delegierten 

des Landesparteitages die 
Zustimmung zum Koalitions- 

vertrag zu empfehlen. 
Auch auf dem Landespar- 

teitag der SPD war die Koali- 
tionsvereinbarung, die den 
Titel „Sachsen-Anhalt - Land 
mit Zukunft" trägt, ebenfalls 
mit großer Mehrheit gebil- 
ligt worden. Schwerpunkte 
der Koalitionsvereinbarung 

sind die Themen Wirtschaft. 

Arbeit, Bildung und Kosoü' 
dierung der Staatsfinanzen. 

Die CDU hat im neuen 
sachsen-anhaltinischen 

Landtag 40 Sitze, die Links- 

partei 26, die SPD 24 und 
die FDP sieben. 

www.cdulsa.de 
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Ausbildung 

Girls'  Day 

In Zukunftsberufen Fuß fassen 

Bundeskanzlerin Angela 
Merkel hat in Berlin den 
Startschuss für den sechs- 
ten Mädchen-Zukunftstag 

»Girls' Day" gegeben. 
Die Vorsitzende der CDU 

Deutschlands empfing 24 
Mädchen aus Berliner Schü- 
ben im Kanzleramt und ermu- 

tigte sie, sich bei ihrer Aus- 
bildungs- oder Studienwahl 
für zukunftsträchtige Berufe 
'm technischen und natur- 
wissenschaftlichen Bereich 
2u entscheiden. Es könne 
nicht sein, dass sich Mäd- 
chen von insgesamt 150 
Ausbildungsberufen immer 
Nieder die gleichen zehn 
aussuchten. 

Zusammen mit der Kanz- 
lerin konnten die Mädchen ei- 
len Unternehmens-Parcours 

durchlaufen, um technische 
Berufe auch von ihrer prakti- 
schen Seite kennen zu lernen, 
unternehmen der Initiative 
ö2l boten dabei „IT zum An- 

fassen". 
Mit ihrem Werdegang und 

'hrer Ausbildung als Physike- 
rin möchte die Kanzlerin Vor- 
°''d für junge Frauen sein, 
viele entschieden sich noch 
'^mer für „typisch weibliche" 
°erufe. „Leider haben noch zu 
V|ele Mädchen Sorge, dass sie 
in Zukunftsberufen nicht Fuß 

fassen können. Dabei können 
Mädchen den Dingen genau- 
so gut auf den Grund gehen 
wie Jungen", betonte Merkel. 

Sie forderte zugleich auch 
Jungen auf, weniger rollen- 
spezifische Berufe zu wählen. 

Am Beispiel ihres eige- 

nen Studiums gab Merkel 
den Schülerinnen einen gut- 
en Rat mit auf den Weg. 
„Die Jungs greifen erst mal 
zu", erinnerte sich Merkel 
an Studienzeiten am Labor- 

tisch. Das bedeute aber auf 
keinen Fall, „dass sie auch 
gleich wissen, wie es geht". 
Als Frau müsse man sehen, 
wie man sich da durchsetze. 

Mit ihrer Studienkollegin 
sei Sie jedenfalls oft früher 
fertig gewesen als das Män- 
nerteam am Nebentisch. 

Das Bundeskanzleramt 

beteiligte sich zum vierten 
Mal am Girls' Day. Aufgrund 
der Reise der Bundeskanzle- 
rin nach Rußland fand die 
Auftaktveranstaltung zwei 

Tage vor dem eigentlichen 
Girls' Day statt, an dem bun- 
desweit mehrere tausend 
technische Unternehmen, 
Betriebe, Hochschulen und 
Forschungszentren ihre Tü- 

ren für Schülerinnen der 
fünften bis zehnten Klasse 

öffnen. 
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Bündnis für  Erziehung 

Handschrift der Union 
m „Bündnis für Erziehung" 

Bundesfamilienministerin 
Ursula von der Leyen hat 
den Grundstein für ein 
„Bündnis für Erziehung" 
gelegt. In einem ersten Ge- 

spräch traf sich die Minis- 
terin mit Vertreterinnen 
und Vertretern der beiden 
großen christlichen Kir- 
chen. 

Gemeinsam sollen in den 
nächsten Monaten praxis- 
orientierte Standards für ei- 
ne wertorientierte Erzie- 
hung von Kindern erarbeitet 

werden. Bereits für den 
Sommer sind dazu vier 
Konferenzen in Düsseldorf, 

Hannover, Berlin und Mün- 
chen geplant. 

Grundlage für 
Kernkompetenzen 

Ursula von der Leyen 
sagte, dass eine werteorien- 
tierte Erziehung die Grund- 

lage für spätere Kern- 
kompetenzen von Kindern 
sei. Dabei gebe es eine ge- 
meinsame Verantwortung 

der Eltern und der Pädago- 
gen in Kindertagesstätten 
und Schulen. Ihnen wolle 
das Bündnis konkrete 
Handlungsvorschläge      für 

*&• 

Ursula von der Leyen, Bundesministerin 
für Familie. Senioren, Frauen und Jugend 

die Erziehung an die Hand 
geben. Die Ministerin un- 
terstrich, dass in einer plu- 
ralen Gesellschaft zunächst 
die eigene Position klar sein 
müsse. Erst dann könne 
man sich gegenüber ande- 
ren Werten öffnen. Zudem 

würden 44 Prozent aller Kin- 
dertagesstätten in Deutsch- 
land von den Kirchen betrie- 
ben. Auf diesen Strukturen 
könne man erfolgreich auf- 
bauen. 

Christliches 
Menschenbild 

Generalsekretär Ronald 
Pofalla hob hervor, dass mit 
dem „Bündnis für Erzie- 
hung" die Handschrift der 
Unionsparteien   als   Volks- 

parteien mit einem christli- 
chen Menschenbild in der 
Arbeit der Großen Koalition 

deutlich erkennbar sei. Zu- 
dem habe die Werteord- 
nung des Grundgesetzes ihr 
Fundament auch im christli- 
chen Menschenbild. „Gera- 
de in Zeiten der Globalisie- 
rung müssen wir unseren 
Kindern wieder vermehrt 
die wichtigen christlichen 

Grundwerte des gesell- 
schaftlichen Zusammenle- 
bens wie Gemeinsinn, Soli- 
darität, Toleranz, Wahrhaf- 
tigkeit und Nächstenliebe 

vermitteln", so Pofalla. 
Ursula von der Leyen be- 

tonte, dass das Bündnis als 
ein sich entwickelnder Pro- 
zess aufzufassen sei. im 
Herbst sollen gemeinsam 

mit allen Wohlfahrts- und Fa- 
milienverbänden, mit ande- 
ren Glaubensgemeinschaf- 

ten sowie mit Partnern aus 
der Wirtschaft weitere 

Schritte verabredet werden- 
„Wir setzen auf die weitere 
Unterstützung aus vielen ge- 
sellschaftlichen Bereichen- 

Auch andere religiöse Grup- 
pen sind herzlich eingeladen, 

sich in das neue Bündnis ein- 
zubringen", sagte die Minis- 

terin. 
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Bundesregierung 

Bürokratieabbau 

Weniger Bürokratie - 
bessere Rechtsetzung 

Das Bundeskabinett hat 
ein „Programm für Büro- 

kratieabbau und bessere 
Rechtssetzung" auf den 
Weg gebracht. Ziel ist es, 
"lehr Freiraum für Bürger 
und Wirtschaft zu schaf- 
fen. Von dem Programm 
Werden insbesondere klei- 
nere und mittlere Unter- 
lehmen profitieren, um 
neue Chancen für mehr 
Wachstum und Beschäfti- 
gung zu eröffnen. 

Die Vermeidung neuer La- 
sten ist ein zentraler Schwer- 
punkt des Programms. Die 
Bundesregierung verpflich- 
tet sich daher mit dem Be- 
schluss, Bürokratiekosten 
durch neue Informations- 
Pflichten zu vermeiden. Dar- 
über hinaus sollen bestehen- 
de Auflagen für Unterneh- 
men, Bürger und Verwaltung 
deutlich gesenkt werden. 
Abweichungen von dieser 
Selbstverpflichtung sind nur 
durch einen ausdrücklichen 

Beschluss des Kabinetts 
Möglich. 

Auch auf europäischer 

^bene wird sich die Bundesre- 
gierung mit Nachdruck für die 
Vermeidung neuer und den 
Abbau bereits bestehender 
lr|formationspflichten einset- 

Hildegard Müller, Staatsministerin im 
Bundeskanzleramt 

zen. Die deutsche EU-Präsi- 
dentschaft im kommenden 
Jahr bietet Gelegenheit, die- 
ses Ziel voranzutreiben. 

Im einzelnen wurden die 
folgenden Maßnahmen be- 

schlossen: 
Einbindung eines Normen- 

kontrollrates („Bürokratie- 
TÜV") als unabhängiges 

Kontroll- und Beratungs- 
gremium in die Gesetzge- 
bung: Ziel ist es, dass der 
Normenkontrollrat die 
Vorhaben der Bundesre- 
gierung sowie den beste- 
henden Normenbestand 
hinsichtlich des daraus 
resultierenden bürokrati- 
schen Aufwands über- 

prüft. 
Aufgrund der Erfahrungen 
in den Niederlanden und 

Großbritannien   wird   mit 
dem „Standardkosten-Mo- 

dell"    auf    Bundesebene 
erstmalig eine einheitliche 
Messmethode zur Ermitt- 
lung von Bürokratiekosten 
durch   Informationspflich- 

ten      eingeführt.      Dies 
schließt insbesondere Sta- 
tistiken sowie Nachweis- 
und        Dokumentations- 
pflichten ein. Die Bundes- 
regierung wird ein quanti- 
tatives Ziel zum Bürokra- 
tieabbau  durch  die  Res- 
sorts   festlegen,   dessen 
Umsetzung    durch    das 
Bundeskanzleramt     kon- 
trolliert wird. 
Als     Koordinatorin     für 
Bürokratieabbau und bes- 
sere Rechtsetzung ist die 
Staatsministerin      Hilde- 

gard   Müller   (CDU)   er- 
nannt. Sie wird Maßnah- 
men zum Abbau von Büro- 
kratie steuern und als An- 
sprechpartnerin    im    ln- 

und  Ausland   zur Verfü- 
gung stehen. Ein Staatsse- 
kretärsausschuss wird un- 
ter ihrem Vorsitz als Len- 

kungsgremium   innerhalb 
der Regierung dienen, 

a Das   Mittelstands-Entlas- 
tungs-Programm (im Ko- 

alitionsvertrag als „Small 
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Companies Act" bezeich- 
net) baut mit 16 Maßnah- 
men ganz konkret büro- 
kratische Lasten ab. Wei- 
tere Projekte sollen im 
Laufe der Wahlperiode 
abgearbeitet werden. So 
wird etwa die steuerliche 
Buchführungspflicht von 
350.000 auf 500.000 Euro 

angehoben und damit 

150.000 Unternehmen 
entlastet. Die Statistik des 
produzierenden Gewerbes 
wird nicht mehr die Unter- 
nehmen umfassen, die zwi- 
schen 20 und 50 Beschäf- 
tigte haben. Damit werden 
25.000 von bisher 48.000 
Unternehmen anstatt mo- 

Bundesregierung 

natlich nur noch ein Mal 
jährlich befragt. Und die 
Pflicht zur Bestellung eines 
Datenschutzbeauftragten 

wird auf Unternehmen re- 
duziert, die mindestens 

zehn statt bisher fünf mit 
der Personendatenverar- 

beitung betraute Mitarbei- 
ter beschäftigen. 

STARTSCHUSS FÜR MUTIGEN BÜROKRATIEABBAU 

Mit dem Beschluss des Bun- 
deskabinetts zum Büro- 
kratieabbau macht die Bun- 
desregierung Ernst mit 
ihrem Kampf gegen Büro- 
kratie, Paragrafendschun- 
gel und unnötige Rege- 
lungswut. 

Zum ersten Mal wird in 
Deutschland mit dem Nor- 
menkontrollrat auf Bundes- 
ebene ein unabhängiges 
Gremium eingesetzt, dass 
nach objektiven Kriterien 

und umfassend Bürokratie- 
kosten eines jeden neuen 

Gesetzes und sukzessive 
auch des bestehenden 

Normenbestandes messen 
wird. Regierung und Parla- 
ment wird damit künftig 
vor Inkrafttreten neuer Re- 
geln öffentlich der Spiegel 
vorgehalten, wie teuer ge- 
setzliche Informations- und 
Auskunftspflichten für Bür- 
ger und Betriebe tatsäch- 
lich sein werden. Der Nor- 
menkontrollrat   schafft   so 

*l 
erstmals  den   nötigen   öf- 
fentlichen  Druck,  unnütze 
und teure Gesetze 
abzuschaffen   bzw. 

gar nicht erst ent- 
stehen zu lassen. 

Bürokratie ist ei- 
ne     der    größten 
Wachstumsbrem- 
sen der deutschen 
Wirtschaft. Nach     Michael Fuchs 
Berechnungen un- 

abhängiger Institute belas- 
ten übertriebene Regulie- 
rungen deutsche Unterneh- 
men durchschnittlich mit 
jährlich etwa 46 Mrd. Euro. 
Reduziert man bürokrati- 
sche Belastungen, ist dies 
ein kostenloses Konjunk- 
turprogramm, das gerade 
dem Mittelstand zugute 

kommt. 
Bundeskanzlerin Mer- 

kel hat den Bürokratieab- 
bau zur Chefsache erklärt. 
Daran seien alle erinnert, 
die glauben, man könne 
sich wie in der Vergangen- 

heit   um   mutige   Schritte 
herummogeln.    CDU/CSU 

werden dafür Sor- 
ge    tragen,    dass 

diese Herkulesauf- 
gabe in den nächs- 
ten Monaten und 
Jahren  an   promi- 

nenter  Stelle  auf 
der Tagesordnung 
bleibt und Bürger 
und  Unternehmer 

bürokratische     Entlastung 
verspüren werden. 

Weniger Bürokratie be- 
deutet aber nicht nur mehr 
Freiräume, sondern auch 
mehr Eigenverantwortung- 

Hier ist mehr Mut nicht nur 
von der Politik, sondern 
auch von jedem Einzelnen 
gefordert. Bürokratieab- 

bau ist und bleibt eine ge- 
samtgesellschaftliche Auf- 
gabe. 

Michael Fuchs ist der 
Vorsitzende des Parlaments- 

kreises Mittelstand der Bun- 

destagsfraktion. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Otto  Bernhardt 

Dringende Reform der Gewerbesteuer 
Wie im Koalitionsvertrag 

verabredet, wollen wir im 
zeitlichen und sachlichen 
Zusammenhang mit der 
Fortentwicklung der Unter- 
fiehmensbesteuerung auch 
die Fortentwicklung der Ge- 
werbesteuer entscheiden. 

Ziel dabei ist eine wirt- 
schaftskraftbezogene kom- 
munale Unternehmensbe- 
steuerung mit Hebesatzrecht, 
die administrativ handhabbar 
'st, den Kommunen insgesamt 
ein stetiges Aufkommen si- 
chert, die interkommunale 

Gerechtigkeit wahrt und kei- 
ne Verschiebungen zu Lasten 
der Arbeitnehmer vorsieht. 

Die Kommunen brauchen 
eine zukunftsfähige und vor 
a'lem verlässliche Kommunal- 
finanzierung. Dem wird die 
Gewerbesteuer in ihrer heuti- 
gen Form aus meiner Sicht 
n'cht mehr gerecht. So spricht 
§egen die Gewerbesteuer, 
dass sie stark konjunkturab- 
nängig ist und erheblichen ad- 

ministrativen Aufwand verur- 
sacht. Auch steuersystema- 
t'sch ist die Gewerbesteuer 
schwer zu rechtfertigen, da 
Sle nur an eine Einkunftsart 
aes Einkommensteuergeset- 
Zes anknüpft (gewerbliche 
t|nkünfte). Diese Frage wurde 
bereits vom Niedersächsi- 
schen     Finanzgericht    dem 

Otto Bernhardt 

Bundesverfassungsgericht 
zur Entscheidung vorgelegt - 
eine Entscheidung steht noch 
aus. Zudem darf nicht außer 
Acht gelassen werden, dass 
die Sonderbelastung mit Ge- 
werbesteuer einer der Haupt- 
gründe dafür ist, dass in 
Deutschland die Steuerbelas- 
tung der Unternehmensge- 
winne mit ca. 39 Prozent eu- 
ropaweit am höchsten ist. 

All dies macht deutlich, 
wie dringend eine Fortent- 
wicklung der Gewerbesteuer 
hin zu einer tragfähigen Kom- 
munalfinanzierung ist. Wie 
eng dabei die Verbindung mit 
einer grundlegenden Reform 
der Unternehmensbesteue- 

rung ist, zeigen die zwi- 
schenzeitlich von der Stiftung 
Marktwirtschaft (SMW) und 
dem Sachverständigenrat 
(SVR) vorgelegten Reform- 

konzepte, die in der breiten 

Öffentlichkeit große Beach- 
tung gefunden haben. Bei 
beiden Modellen besteht 
Konsens, dass eine nachhalti- 
ge Reform der Unterneh- 
mensbesteuerung eine Fort- 

entwicklung der Gewerbe- 
steuer unbedingt umfassen 
sollte. Die SMW hat zur Kom- 
munalfinanzierung mit dem 
Vier-Säulen-Modell ein kon- 
kretes Konzept vorgelegt, 
welches vom SVR ausdrück- 
lich unterstützt wird: 

Erste Säule: 
Grundsteuer 

Die Grundsteuer bleibt für 
die Kommunalfinanzierung 

erhalten. Dabei unterstützt 
die SMW die Vorschläge von 
Bayern und Rheinland-Pfalz 
zur aufkommensneutralen 
Reform der Grundsteuer un- 

ter Beibehaltung des ge- 
meindlichen Hebesatzrechts 
mit einer vereinfachten und 
realitätsnäheren Bewertung 
von Grund und Boden sowie 
Gebäuden. 

Zweite Säule: 
Bürgersteuer 

Derzeit ist der kommu- 
nale Anteil von 15 Prozent 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

an der Einkommensteuer 
für den Bürger nicht er- 
kennbar. Anstelle dieses 
Anteils soll die offen ausge- 
wiesene Bürgersteuer tre- 
ten, um so das Band zwi- 
schen Bürger und Kommu- 
ne zu stärken. Dafür wird 

der Einkommensteuertarif 
entsprechend gemindert. 
Die tatsächliche Besteue- 
rungshöhe wird von den Ge- 
meinden über ein Hebesatz- 
recht bestimmt, was auch 
zu einer Entlastung des Bür- 
gers führen kann. 

Dritte Säule: 
Kommunale 

Unternehmensteuer 

Als Ersatz für die Gewer- 
besteuer wird eine kommu- 

nale Unternehmensteuer 
eingeführt. Diese wird von al- 
len Unternehmen erhoben, 
die der allgemeinen Unter- 
nehmensbesteuerung unter- 
liegen. Bemessungsgrundla- 
ge ist der Gewinn. Die Kom- 
munen  erhalten  ein   Hebe- 

satzrecht. Angedacht ist eine 
durchschnittliche Belastung 

von 6 bis 8 Prozent des Ge- 
winns. Damit erhalten die 
Gemeinden eine moderne 

und wettbewerbsfähige kom- 
munale Zuschlagsteuer mit 
Hebesatzrecht. 

Vierte Säule: 
Beteiligung am Lohn- 
steueraufkommen 

Als weiteren Ersatz für 
die Gewerbesteuer erhalten 
die Gemeinden einen Anteil 

am Lohnsteueraufkommen. 
Die Gemeinde, in der ein Ar- 
beitnehmer tätig ist, erhält 
damit einen unmittelbaren 
Anteil an dessen Lohnsteuer. 
Dieser Anteil ist vom Unter- 
nehmen an die Betriebsstät- 
tengemeinde abzuführen 
und wird vollständig auf die 
Lohnsteuerschuld angerech- 
net, so dass das Unterneh- 
men - im Gegensatz zu einer 
Lohnsummensteuer - keiner 
zusätzlichen Belastung un- 
terliegt. Dieser Anteil wird 

von allen Arbeitgebern ab- 
geführt, so dass auch nicht 

gewinnorientierte Unter- 
nehmen und die öffentliche 

Hand (z.B. Universitäten, Kli- 
niken usw.) einbezogen wer- 
den. Dies führt für die Kom- 
munen zu verstärkten Anrei- 
zen, sich für die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze einzu- 
setzen. Dies stärkt das Band 
zwischen Kommunen und 
den ortsansässigen Arbeit- 
gebern. Insbesondere führt 
dies aber auch zu einer Ver- 
stetigung der kommunalen 
Einnahmen. 

Dieses Vier-Säulen-Mo- 
dell stellt nach meiner fes- 
ten Überzeugung eine dis- 

kussionswürdige Alternati- 
ve dar. Wir sollten dieses 
Modell intensiv und ergeb- 
nisoffen prüfen und im Rah- 
men der beabsichtigten Un- 

ternehmensteuerreform in 
unsere Überlegungen ein- 
beziehen. 

Otto Bernhardt ist der 
finanzpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion. 

RLP: CHRISTIAN BALDAUF NEUER FRAKTIONSVORSITZENDER 

Die CDU-Landtagsfrak- 
tion in Rheinland-Pfalz hat 
Christian Baldauf aus Fran- 
kenthal zum neuen Frakti- 
onsvorsitzenden gewählt. 

Zu stellvertretenden Frakti- 
onsvorsitzenden wurden 

Marlies Kohnle-Gros, 

Alexander Licht und Josef 

Rosenbauer gewählt. Als 
Parlamentarischen Ge- 
schäftsführer hat die Frak- 
tion Hans-Josef Bracht be- 
stimmt. 
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Frauen  Unionen von CDU  und CSU 

„Partnermonate nicht zerreden" 
Die Vorsitzenden der 

Frauen Unionen von CDU 
Und CSU, die Staatsminis- 
terinnen Maria Böhmer 
Und Emilia Müller, warnen 
davor, den im Zuge des El- 
terngeldes dringend gebo- 
tenen Handlungsbedarf 

für junge Familien zu zer- 
reden. 

Anlass für die derzeitige 
Debatte um familienpoliti- 
sche Maßnahmen sind die 
so genannten Partnermona- 
te. Bundesfamilienministe- 
n'n Ursula von der Leyen 
Plant, dass das Elterngeld 
a's Lohnersatzleistung für 
12 Monate gezahlt werden 
soll, wenn sich zwei Monate 
davon der berufstätige Va- 
ter oder die berufstätige 
Mutter der Kinderbetreu- 
ung widmet. 

„Mit der Einführung von 
*Wei Partnermonaten beim 
^Iterngeld können Familien 
v°n Anfang an den Wunsch 
riach einer partnerschaftli- 
chen Teilung von Familien- 
arbeit und Erwerbstätigkeit 
^wirklichen", so Böhmer 
und Müller. 

Scharf kritisieren die 
v°rsitzenden die Scheinde- 
batte, die mit Blick auf eine 
Mögliche Einschränkung 
der elterlichen Gestaltungs- 
reiheit der  Erziehung  ge- 

Maria Böhmer, Staatsministerin im 
Bundeskanzleramt 

führt wird: „Die Partnermo- 
nate sind als Angebot an die 
Eltern zu verstehen, mit 
dem Ziel, Einkommensein- 
brüche zu vermeiden und 
die wirtschaftliche Selbst- 
ständigkeit beider Elterntei- 
le zu gewährleisten. Tatsa- 
che ist, dass heute der über- 
wiegende Teil der Frauen 
berufstätig ist, bevor sie ihr 
erstes Kind bekommen. 
Nach dem 30. Lebensjahr 

nimmt der Anteil von Frau- 
en in Führungspositionen 
drastisch ab. Auch wissen 
wir, dass immer noch viele 
Frauen nach der Geburt ih- 

rer Kinder nicht in den Beruf 
zurückkehren können, ob- 
wohl sie sich dies wün- 
schen." 

„Kinder brauchen inten- 
sive Zuwendung von Vater 
und Mutter. Wir wollen die 
Rolle des Vaters in der Er- 
ziehung stärken. Wissen- 
schaftliche Studien belegen 
seine Bedeutung für die 
Kindererziehung. Kinder 
und Eltern profitieren da- 
von gleichermaßen. Auf die- 

se Impulse für eine Kinder 
bejahende, familienfreund- 
liche Gesellschaft können 
wir nicht verzichten. Damit 
Frauen gleiche Chancen im 
beruflichen Leben erhalten 
wie Männer, ist es wichtig, 

dass Väter ermutigt wer- 
den, sich einige Zeit ganz 
der Erziehung ihrer Kinder 

zu widmen. Bislang ist der 
Rechtfertigungsdruck auf 

Väter, die Elternzeit neh- 
men, am Arbeitsplatz und in 
der Gesellschaft immer 
noch zu groß", resümieren 
Böhmerund Müller. 

WAHLTERMINE 2006 

10. September   Kommunalwahl Niedersachsen 

17. September    Landtagswahl Mecklenburg-Vorpommern 

17. September    Landtagswahl/Kommunalwahl Berlin 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Neue Dynamik für 
Ausbildung 

Der Ausbildungspakt hat 
sich bewährt. Die Wirt- 
schaft hat in den letzten 
zwei Jahren ihre Selbstver- 
pflichtung erfüllt. Im letz- 
ten Jahr haben Kammern 
und Verbände 63.400 neue 
Ausbildungsplätze einge- 
worben und rund 40.000 
Betriebe erstmals für Aus- 
bildung gewonnen. Den- 
noch zeigt der neue Be- 
rufsbildungsbericht, dass 
es weiterer Anstrengun- 
gen bedarf. Insgesamt 

wurden im letzten Ausbil- 
dungsjahr 550.180 neue 
Ausbildungsverträge ab- 
geschlossen. Das sind vier 
Prozent weniger als im 
Vorjahr. 

Der Ausbildungspakt 
braucht eine neue Dynamik. 
Aus diesem Grund haben 
die Koalitionsfraktionen ei- 
nen gemeinsamen Antrag in 
den Deutschen Bundestag 
eingebracht. Der Antrag un- 
terstützt die neue Struktur- 
initiative von Bildungsminis- 
terin Annette Schavan und 
fordert die beschleunigte 
Umsetzung des seit 2005 in 
Kraft getretenen neuen Be- 
rufsbildungsrechtes. Ausbil- 
dungsberufe sollen ver- 
mehrt als Stufenausbildun- 
gen ausgestaltet werden. 
Auszubildende,    die    eine 

Ilse Aigner 

zweijährige Ausbildung, et- 
wa zum Krankenpflegehel- 
fer, absolviert haben, sollen 
bei erfolgreichem Abschluss 

die Möglichkeit haben, die 
bisherige Ausbildungszeit 
auf Berufe mit dreijähriger 
Ausbildungszeit voll an- 
rechnen zu lassen. Auf diese 
Weise soll die Möglichkeit 
geschaffen werden, sich aus 
dem Niedriglohnsektor 
auch ohne Hauptschulab- 
schluss in andere Berufs- 
gruppen weiter zu ent- 
wickeln. Damit wird gerade 
praktisch begabten Jugend- 
lichen eine Perspektive ge- 
geben. Berufsausbildungen 
werden für Hauptschüler 
wieder geöffnet. Ferner bie- 
tet das neue Berufsbil- 
dungsrecht verbesserte Re- 
gelungen zur Verbundaus- 
bildung von Betrieben. 

Notwendig ist die Ver- 
netzung von Aus- und Wei- 
terbildung. Deshalb hat die 
Koalitionsvereinbarung ei- 
ne   weitere    parlamentari- 

Uwe Schummer 

sehe Initiative zum Bil- 
dungssparen und zum Le- 
benslangen Lernen aufge- 
nommen, die die Unions- 
fraktion noch vor der parla- 
mentarischen Sommerpau- 
se aufgreifen wird. 

Ilse Aigner ist die Bil- 
dungspolitische Sprecherin 

der Bundestagsfraktion, Uwe 
Schummer der Berichter- 
statter für Berufliche Aus- 
und Weiterbildung. 

Städte und 
Gemeinden bewegen 

sich in richtige 
Richtung 

Mit ihrer Stellungnahme zur 
Reform der Unternehmens- 
besteuerung erkennen der 
Deutsche Städtetag und der 
Deutsche Städte- und Ge- 
meindebund den politischen 

Handlungsdruck an, der sich 
aus den im internationalen 

Wettbewerb zu hohen nomi- 
nalen Tarifen der Unterneh- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

peter Götz 

mensbesteuerung ergibt. 
Die deutschen Städte und 
Gemeinden bewegen sich 
damit in die richtige Rich- 
tung und sind dafür offen, 
im Zuge einer Unterneh- 

tienssteuerreform zu nied- 
reren nominalen Steu- 
ersätzen zu kommen. 

Mit ihrer Erklärung fol- 
gen sie der überwiegenden 
Mehrheit der Wirtschafts- 
Ur>d Steuerexperten, die ei- 
ne Reform der Unterneh- 
^ensbesteuerung fordert. 
Dabei muss allerdings klar 
Se'n, dass Alternativen für 
d'e Gewerbesteuer kein Ta- 
busein können. 

Die Große Koalition will 
b's zum 1. Januar 2008 eine 
w'rtschaftskraftbezogene 
Ur>ternehmensbesteuerung 
^'t kommunalem Hebe- 
Satzrecht schaffen. Ziel ist 
6s» die Kommunalfinanzen 
^'t dieser Reform auf eine 
*0|'de Basis zu stellen. Des- 

a|b werden wir gemeinsam 
1,111 den  Städten, Gemein- 

den und Landkreisen ausge- 
wogene Lösungen finden. 

Jetzt gilt es zur Vorberei- 
tung der Entscheidungen, 
die verschiedenen Reform- 

vorschläge auf ihre Folgewir- 
kungen zu prüfen. Das Recht 
der Kommunen, über Hebe- 

sätze eigenverantwortlich 
ihre kommunale Steuer zu 
bestimmen, darf dabei nicht 
in Frage stehen. 

Peter Götz ist der kom- 
munalpolitische Sprecher der 
Bundestagsfraktion. 

Familie ist unser 
Zukunftsmodell 

Der siebte Familienbericht 
der Bundesregierung ist ein 
Erfolgsbericht für Familien- 
ministerin von der Leyen. 
Nur wenige Monate nach 
Amtsübernahme ist es ihr 
gelungen, Familienpolitik 
ins Zentrum der Aufmerk- 
samkeit zu rücken. Viele 

im Bericht vorgeschlagene 
Maßnahmen sind oder wer- 
den bereits umgesetzt. 

Dennoch besteht weite- 
rer Handlungsbedarf für ei- 

ne zukunftsorientierte Fa- 
milienpolitik. 

Es gilt bessere Rahmen- 
bedingungen zu schaffen, 
um Familien zu mehr Kin- 
dern zu ermutigen. Die Ver- 
einbarkeit von Beruf und Fa- 
milie muss durch passge- 

naue    Betreuungsangebote 

Johannes Singhammer 

für Kinder weiter vorange- 
bracht werden. Leistungen 
für Familien müssen besser 
gebündelt und effektiver 
eingesetzt werden. 

Zu einer modernen Fa- 
milienpolitik gehört für die 
CDU/CSU der Grundsatz 
der Wahlfreiheit der Famili- 
enmodelle. Niemandem soll 
vorgeschrieben werden, wie 
er sein Leben mit Kindern zu 
gestalten hat. Unser Re- 
spekt gilt allen Familien, die 
sich für Kinder entscheiden 

und für ihre Kinder da sind. 
Johannes Singhammer ist 

der familienpolitische Spre- 
cher der Bundestagsfraktion. 

Aktuell auf der Internet- 
seite der Bundestagsfrak- 
tion unterwww.cducsu.de 

• Strategische Elemente 
einer zukunftsfähigen En- 
ergiepolitik. Versorgungs- 
sicherheit - Wettbewerb - 
Forschung. Beschluss der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion vom 4. April 2006 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Bestellschein > Fan-Schminke-Karte 

CDU-Bundesgeschäftsstelle 
Bereich Produktion und Distribution 
Klingelhöferstraße 8 
10785 Berlin 

E-mail: yvonne.herrmann@cdu.de 

Absender/KV-Nr. 
Rechnungsanschrift 

Lieferanschrift (falls nicht identisch) 

CDU-Verband oder Name CDU-Verband oder Name 

Ansprechpartner Ansprechpartner 

Straße, Nr. Straße, Nr. 

PLZ. Ort PLZ, Ort 

Telefon Telefon 

Bitte vollständig in Druckschrift ausfüllen. Sie erleichtern uns dadurch die Bearbeitung. 

FAN-SCHMINKE-KARTE ZUR WM 
Einfach mit angefeuchtetem Finger die gewünschte 
Fahnen-Farbfläche aufreiben und aufs Gesicht auftragen. 

2 Schminkkarten sind in einer Polytüte verpackt. 

Eine Verpackungseinheit = 100 Schminkkarten (50 Polytüten)! 

Zeigen Sie Flagge! 
Der Hit zur WM: 
FAN-SCHMINKE 
- mit a^ffeuchtelem Finger d 

Artikel Menge Gesamt- 
preis 

FAN-SCHMINKE-KARTE 

Bestell-Nummer: H314 
Preis je 100 Stück 
(50 Tüten): 12,93 € 
inkl. MwSt.: 15,00 € 

Alle Preise sind zzgl. Versandkosten. 

Versandkosten für Bestellmengenstaffel: 

• 100 Expl. = 3,00 € Versandkosten inkl. MwSt. 

i 200 Expl. bis 1.400 Expl. = 5,20 € Versandkosten inkl. MwSt. 

m 1.500 Expl. bis 3.000 Expl. = 6,70 € Versandkosten inkl. MwSt. 

Datum, Unterschrift 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Der Countdown läuft - Deutschland im Fußballfieber! 

Die Fußball-WM rückt immer näher und die Vorfreude steigt. 
Seien Sie mit CDU-Aktionen rund um den Fußball vor Ort dabei. Lassen Sie „Groß und 

Klein" an diesem besonderen Ereignis teilhaben und begeistern Sie die Bürger. Wir bieten 

Ihnen für Ihre Veranstaltungen und Straßenaktionen die richtigen Werbeartikel an. 

Jetzt ganz neu und Top im Trend - 
unser aktueller Fußball. 

CDU Fußball „Schwarz-Rot-Gold" 
Wettkampf/Trainingsfußball - 

geeignet für jedes Wetter und jeden Platz 

Bestell-Nummer:9318 
Preis je Stück: 13,00 € 

inkl. MwSt.: 15,08 € 

Diese Fai -Schminke-Karte ist der geniale Begleiter 
zur WM. Verteilen Sie diese Schminke-Karten in Kneipen, 

an Vereine, Freunde und an den Fußball-Fan von nebenan. 

Fan-Schminke-Karte 

Bestell-Nummer: H314 
Preis je 100 Stück (50 Tüten): 12,93 € 

inkl. MwSt: 15,00 € 

Unverzichtbar! Unser Spielplaner zur WM. 
Er ist handlich im Format und informiert über die Gruppen- 

phasen der Vorrundenspiele bis hin zum Finale. 

Der Fußballplaner zur Weltmeisterschaft 

Bestell-Nummer: 9849 
Preis je 500 Stück: 16,00 € 

inkl. MwSt.: 18,56 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Organisieren Sie schon jetzt alles was man 
für ein Fußball-Event und eine Party braucht! 

Papierfähnchen CDU und Deutschland/Europa 
Papierfähnchen mit zwei verschieden Seiten 

Bestell-Nummer:9426 
Preis je 1.000 Stück: 59,00 € 
inkl. MwSt: 68,44 € 

CDU-Luftballon 

Bestell-Nummer.9304 
Preis je 500 Stück: 30,00 € 
inkl. MwSt.: 34,80 € 

Luftballon „Smilie" 
in zwei verschiedenen Farben (Blau und Weiß) je Verpackung 

Bestell-Nummer:9874 

Preis je 100 Stück: 13,00 € 
inkl. MwSt.: 15,08 € 

Bierdeckel 

Bestell-Nummer:9292 
Preis je 600 Stück: 15,90 € 
inkl. MwSt.: 18,44 € 

Vitaminbonbon-Set 
3 kg Bonbons + Bonbonschüttglas im Karton 

Bestell-Nummer:9178 
Preis je 3 kg-Glas: 26,00 € 

"^ inkl. MwSt.: 30,16 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Zeigen Sie Flagge mit unserer Team-Ausstattung! 

Base-Cap „Deutschland" 
100% Baumwoll-Canvas mit 3-farbigem Flaggenstick 

mit Klettverschluss auf jede Kopfgröße verstellbar 

Bestell-Nr.: 9222 
Preis je 5 Stück: 12,50 € 

Preis inkl. MwSt: 14,50 € 

Bestell-Nummer:     22A - Einzelverkauf 

Preis je Stück: 3,00 € 
Preis inkl. MwSt.: 3,48 € 

PIN „Deutschland" 
Größe: 9x 12 mm 

Bestell-Nummer: 9227 
Preis je 100 Stück: 24,00 € 

inkl. MwSt.: 27,84 € 

Polo-Shirt „Deutschland" 
Polo-Shirt mit eingesticktem Deutschland-Emblem. 
Sehr hochwertige Qualität, 100% Baumwollpiquet. 

Bestell-Nummern: 
9223 - Größe M 
9224 - Größe L 

9225 - Größe XL 

9226 - Größe XXL 
Preis je Stück: 14,50 € 

Preis inkl. MwSt: 16,82 € 

CDU Hissfahne 
orange mit CDU-Logo im Weißraum 

Querformat 3,00 m x 2,00 m 

Bestell-Nummer: 0091 
Preis je Stück: 26,00 € 

inkl. MwSt.: 30,16 € 
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Die neue Wandzeitung 

Das ist die aktuelle Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle 
für Ihren Schaukasten oder Infostand. Sie kann von allen Kreis-, 
Stadt- und Ortsverbänden als Jahresabonnement beim UBG- 
Medienzentrum bestellt werden. 

I2IO6 


